
Anhang 1: 
Wortlaut der materiellen Bestimmungen 
des Übereinkommens (N r. 111) über die 
Diskriminierung (Beschäftigung und 
Beruf), 1958 

Artikell 

1. Im Sinne dieses Übereinkommens gilt als >>Diskriminierung« 
a) jede Unterscheidung, Ausschließung oder Bevorzugung, die auf 

Grund der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts , des Glaubensbe
kenntnisses, der politischen Meinung, der nationalen Abstammung 
oder der sozialen Herkunft vorgenommen wird und die dazu führt, 
die Gleichheit der Gelegenheiten oder der Behandlung in Beschäfti
gung oder Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen; 

b) jede andere Unterscheidung, Ausschließung oder Bevorzugung, 
die dazu führt, die Gleichheit der Gelegenheiten oder der Behandlung 
in Beschäftigung oder Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen, und 
die von dem betreffenden Mitglied nach Anhörung der maßgebenden 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, und 
anderer geeigne ter Stellen bestimmt wird. 

2. Eine Unterscheidung, Ausschließung oder Bevorzugung hinsicht
lich einer bestimmten Beschäftigung, die in den Erfordernissen dieser 
Beschäftigung begründet ist, gilt nicht als Diskriminierung. 

3. Die Ausdrücke »Beschäftigung« und >> Beruf<< im Sinne dieses 
Übereinkommens umfassen die Zulassung zur Berufsausbildung, zur 
Beschäftigung und zu den einzelnen Berufen sowie die Beschäftigungs
bedingungen. 

Artike/2 

Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen in Kraft ist, verpflichtet 
sich, eine innerstaatliche Politik festzulegen und zu verfolgen, die dar
auf abzielt, mit Methoden, die den innerstaatlichen Verhältnissen und 
Gepflogenheiten angepaßt sind, die Gleichheit der Gelegenheiten und 
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der Behandlung in bezug auf Beschäftigung und Beruf zu fördern, um 
jegliche Diskriminierung auf diesem Gebiet auszuschalten. 

Artikel] 

Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen in Kraft ist, verpflichtet 
sich, mit Methoden, die den innerstaatlichen Verhältnissen und Ge
pflogenheiten angepaßt sind, 

a) die Zusammenarbeit mit den Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver
bänden und anderen geeigneten Stellen anzustreben, um die Annahme 
und Befolgung dieser Politik zu fördern; 

b) Gesetze zu erlassen und Erziehungsprogramme zu unterstützen, 
die geeignet erscheinen, die Annahme und Befolgung dieser Politik zu 
sichern; 

c) alle gesetzlichen Bestimmungen aufzuheben und alle Verwal
tungsvorschriften oder -gepflogenheiten abzuändern, die mit dieser 
Politik nicht in Einklang stehen; 

d) diese Politik in bezug auf die Beschäftigungen zu befolgen, die 
der unmittelbaren Aufsicht einer staatlichen Behörde unterstehen; 

e) für die Befolgung dieser Politik in bezug auf die Tätigkeit der 
Stellen und Einrichtungen der Berufsberatung, Berufsausbildung und 
Arbeitsvermittlung zu sorgen, die der Aufsicht einer staatlichen Be
hörde unterstehen; 

f) in seinen Jahresberichten über die Durchführung des Überein
kommens die gemäß dieser Politik getroffenen Maßnahmen und die 
erzielten Ergebnisse bekanntzugeben. 

Artikel4 

Maßnahmen gegen eine Person, die in berechtigtem Verdacht einer 
gegen die Sicherheit des Staates gerichteten Betätigung steht oder die 
sich tatsächlich in solcher Weise betätigt, gelten nicht als Diskriminie
rung, vorausgesetzt, daß der betreffenden Person das Recht der Beru
fung an eine nach landesüblicher Weise errichtete zuständige Instanz 
offensteht. 
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Artikel5 

1. Die besonderen Schutz- oder Hilfsrnaßnahmen, die in anderen 
Übereinkommen oder Empfehlungen der Internationalen Arbeitskon
ferenz vorgesehen werden, gelten nicht als Diskriminierung. 

2. Jedes Mitglied kann nach Anhörung der maßgebenden Arbeitge
ber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, erklären, daß 
auch andere Sondermaßnahmen nicht als Diskriminierung gelten sol
len, sofern diese auf die Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse 
von Personen abzielen, die aus Gründen des Geschlechts, des Alters, 
der Behinderung, der Familienpflichten oder der sozialen oder kultu
rellen Stellung anerkanntermaßen besonders schutz- oder hilfsbedürf
tig sind. 
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